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DerBürgermeisterfür dieKinderrettungswoche.Wie/bereitsmitgeteilt
haben ,veranstaltetdasWienerJugendhilfswerkunterdemNamen„Kinder-¬
rettungswoche "in der Osterwocheeine grosse Sammelaktion ,derenErlös
zurEntsendunghilfsbedürftigerWinerKinderinErholungsheimebestimmt
ist .BürgermeisterReumannhat nun heute mit den Spendenden Anfangge- ¬
macht ,indemer der Kinderrettungswocheaus den ihm zurVerfügungstehenden
GelderndenBetragvonfünf MillionenKronenüberwies.

DieGemeindeWienfürdenKörpersport.InihrenVoranschlaghatdieGe-¬
meindeeinenBetragvonfünfzigMillionenKroneneingestellt ,densieder
Förderung des Körpersports widmet .Der Gemeinderatsausschuss für allge - ¬
meineVerwaltunghatnunin seinerletztenSitzungüberAntragdesGR.
ThallerdieVerteilungdiesesBetragesnachdenVorschlägendesSportbei
rates vorgenommen .Es erhielten :der Verbandder Arbeiter -undSoldaten - ¬
sportvereinefür denAusbauseinesSportplatzesaufderSchmelz10Millio
nen ,der NiederösterreichischeFussballverband5 Millionen ,der Verbandder
Arbeiterturnvereine und der Arbeiterschwimmvereinje . 5Millionen ,der
Verband der sozialistischenn Arbeiterlugend für seinen Sportplatz imXIX .

der Touristenwerein Naturfreunde
Bezirk4 Millionen ,der Arbeiterradfahrerverband/undderKraftsportverband
je 3 Millionen ,der Verbandösterreichtscher Schwimmvereine,derRegatta-¬
verein ,der Leichtathletikverband ,die Sportvereinigungder WienerBerufs-¬
feuerwehrund der Reichsbuadder katholischen Jugendje 2 Millionen ,der
Schlittensportverein1MillionKronen.AusserdemwurdeeineReihevon
SportvereinigungenmitkleinerenBeträgenbedaht.

EineschwereBelastungWiens.- DieKostenderGemeindefürsorgefürAus-¬
länder .Wirhabenerst kürzlichaufsehenerregendeMitteilungenüberdie
hohenKostenveröffentlicht ,die derGemeindeWiendurchdie Pflegeaus-¬
ländischerGeisteskrankererwachsen ,derenHeimatsstaatenihreRücküber-¬
nahmemitallen Mittelnzuverzögerntrachten .Diesist jedochnichtdie
einzige Belastung ,die die Stadt Wiendurch die Fürsorge für armeAngehöri
gereicherAuslandsstaatenzuträgenhat .IndenVersorgungsheimender
GemeindeWienbefandensicham15. März120Ausländerund72Personen,

derenStaatszugehörigkeitnichtganzzweifellssfestgestelltist ,die
aber jedenfalls auch keine Deutschösterreicher sind .Die KostenderFür- ¬
sorgefür diesePersonenbetragen . 3Millionentäglich oderrund130
Millionen monatlich ,verursachen also einen Jahresaufwand von mehrals

eineinhalb Milliarden .Der grösste Teil dieser Aus länder befindet sich
schon seit Jahren ,viele seit dem Jahre 1918 in den Anstalten der Gemeinde

AmgleichenStichtag( 15. März)hatte die GemeindeWienauchfür 204fremd
Kinder in ihren Kinderheimenzu sorgen ,die einen Aufwandvon 263 Milione
monatlichodermehrals 3Milliardenjährlicherfordern .ImGanzenbelaufaus reiner Menschlichkeit ,ohneRechtswerpflidiessfen sich also humanitärenAusgaben ,die die GemeindeWien/fürandere
chtung .ausländischeStaatenträgt ,imJahr auf K . 5Milliarden .Auchbezüglich
dieserPfleglingewurdenallemöglichenSchritteunternommen,umihre
Heimatsländerzur Rücknahmeihrer fürsorgebedürftigenStaatsbürgerzube- ¬
wegen .DieseBemühungenhattendengleichenErfolgwiedie Versuche ,die
Uebernahmeder ausländischen Geisteskrankendurchzusetzen :endloseUnter
handlungenund endlose Verschleppung .Manfragt sich ,ob angesichtsder
so wenigentgegenkommendenHaltung ,die die Vertretungenderausländischen
Staaten,namentlichPolens,indieserFrageandenTaglegen ,dieGemeinde-¬
verwaltungnichtschliesslichdochgenötigtseinwird ,zunäussersten
MittelzugreifenunddieausländischenPfleglinge ,sowestesohne
Schadenfürsie geschehenkann ,denausländischenGesandtschaftenzuüber-
stellen .
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DerPerspnalabbaubei der Gemeinde .Gesternist der Terminzur
Anmeldungfür denfreiwilligenAbbauder städtischenAngestelltenabge
laufenEshabensich vondenVerwaltungsangestellten676undvonden
Unternehmungsangestellten160 ,zusammen836Angestelltezumfreiwillt -¬
genAbbaugemeldet.DenAbbaugesuchender160Unternehmungsangestellten
kennterestlosstattgegebenwerden .BeidenVerwaltungsangestellten
wurdensofort 565Abbaugesuchebewilligt . Bei denHumani
tätsanstaltenkonmtenvondeneingelangten180Gesuchennur114berück
sichtigt werden ,weildie übrigenvonAngestellteneingereichtwurden,

die sefert ersetzt werdenmüssten .BesgleichenmussteausDienstssrück
sichten bei denHummmitätsanstaltenin einigenFällen dasAusscheiden
ausdemDiensteum14Tageverschobenwerdan .Eshandeltsichdabet
verallenumKücheneundPflegpersonal .AusdengeichenGründenkonnten
imstädtischenWäschereibetriebnur10Abbauansuchenzugestimmt

den
MitRücksichtaufdiegrosseZahlderfreiwilligenAustritte

kannsowahlim Verwaltungsdienstals auchbei den städtischenUnter-¬
nehmungenvoneinemZwangsabbaunichtvoll pensionsberechtigteraktiver

Bediensteterabgesehenwerden.
InfolgedesfreiwilligenAbbausmüssenin dernächstenZeit

imWegedesDienstausgleichsnichtunwesentlicheVerschiebungeninder
Zuteilung der städtischen Angestellten von einer städtischenUnternen-¬
mungzur anderenoderzumMagistratvorgenommenwerden .Insbesondreauch

ergibt sich bei der Strassenbahn /nach demfreiwilligen Abbauinfolge
der durchgeführtenVerwaltungsreformennochein Ueberschuseanweiblicher

Angestellten.
WennauchbeiderstädtischenLehrerschaft,derfreiwiligeAbbau.

der bekanntlich erst nach Erledigung des Lehrerabbaugesetzesdurchdas
Paröament erfolgen kann ,ein ebenso günstiges Ergebnis zeitigt ,kann

ch hier voneinemZwangsabbauabgesehenwerden.

DieAufbewahrungvonFilms.MitRücksichtaufzwedkürzlichvorgekommene
Zimmerbrände,diedurchnichtentsprechendeVerwahrungvonZelluloidfilme
für Zimmerkinematographenentstandensind ,erinnertderMagistratandie
BestimmungenderKundmachungvom11.Dezamber1914,wonachsolcheZelluloid
filmsnurin BlechbehälternverwahrtundmiteinerentsprechendenBeleh
rungüberihre Feuergefährlichkeitversehen ,verkauftundaufbewahrtwe
dendürfen .SiesindvomoffenenLichtundvomgeheiztenOfenfernzuhal-¬

sie müssenten ,beiihrerVerwendungdarfnichtgerauchtwerdenund
feuersicherenBehähternbefördertwerden.


	[Seite]
	[Seite]

